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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
DP, BP, WAV und des Zentrums 


Der Bundestag wolle beschließen, folgendem -Ge- 
setzentwurf die Zustimmung zu erteilen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Freistellung von Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages 
von Haftpflichtansprüchen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Abgeordnete des Deutschen Bundestages, die im 
Aufträge oder auf Vorschlag des Deutschen Bundes- 
tages als Mitglieder des Aufsichtsrats oder Verwal- 
tungsrats einer Gesellschaft des privaten oder 
Öffentlichen Rechts tätig werden, haben, sofern sie 
aus dieser Tätigkeit haftbar gemacht werden, gegen 
die Bundesrepublik Deutschland Anspruch auf Er- 
satz des ihnen daraus entstehenden Schadens, es sei 
denn, daß sie den Schaden vorsätzlich herbeigeführt 
haben. 


§ 2 


Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 5. Oktober 1950 

Schröter und Fraktion Ollenhauer und Fraktion 

Dr. Schäfer und Fraktion Dr. Mühlenfeld und Fraktion 

Dr. Seelos und Fraktion Tidii und Fraktion 

Dr. Reismann und Fraktion 


Universitats-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30* 
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Begründung 


Die Beteiligung des Staates an Unternehmen, die einen gewerblichen 
oder sonstigen wirtschaftlichen Betrieb zum Gegenstand haben, ist 
im § 48 der Reichshaushaltsordnung geregelt. 

Nach der staatsrechtlichen Praxis pflegten die Rechte des Hoheits- 
gebiets zur Mitwirkung an den Verwaltungsaufgaben solcher Unter- 
nehmen regelmäßig durch von der Exekutive entsandte Beamte aus- 
geübt zu werden. Es liegen indessen auch Fälle vor, in denen Ver- 
treter der Legislativen von ihren Parlamenten mit entsprechenden 
Funktionen betraut worden sind. Es sei z. B. an die Vertretung des 
Preußischen Landtages im Aufsichtsrat der Preußischen Elektrizi- 
täts AG. durch Landtagsabgeordnete erinnert. Es kann auch auf die 
nicht seltenen Fälle aut dem Gebiete der Kommunalwirtschaft, bei 
denen Städte und Gemeinden durch Stadtverordnete oder Gemeinde- 
vertreter vertreten werden, verwiesen werden. Im Aufsichtsrat der 
Staatlichen Erfassungsgesellschaft m. b. H. (STEG) sitzen vom Wirt- 
schaftsrat des Vereinigten Wirtschaftsgebietes delegierte Abgeord- 
nete, die jetzt durch Abgeordnete des Deutschen Bundestages ausge- 
wechselt werden sollen. Es kann angenommen werden, daß dieser 
erste Fall einer Delegation von Bundestagsabgeordneten in ein Wirt- 
schaftsunternehmen durch das Parlament nicht der einzige Fall 
bleiben wird. 

Die Mitglieder in solchen Aufsichtsräten oder Verwaltungsräten sind 
nun aber sowohl gegenüber den Gesellschaftern als auch gegenüber 
den Gläubigern der Gesellschaft zum Schadensersatz verpflichtet, 
wenn sie ihre Obliegenheiten verletzen. Die Möglichkeit solcher Scha- 
dehsersatzansprüche ist bei den heutigen vielfach unübersichtlichen 
wirtschaftlichen und rechtlichen Verhältnissen in erhöhtem Maße ge- 
geben. Es kann aber den Vertretern des Legislative, die sich für eine 
im Regelfälle ehrenamtliche Tätigkeit in einem Verwaltungsorgan 
dem Parlament zur Verfügung stellen, nicht zugemutet werden, eine 
Haltung für diese Tätigkeit zu übernehmen, es_sei denn, daß sie 
einen Schaden vorsätzlich herbeiführen. 

Der Ausschuß für Rechts wesen und Verfassungsrecht hat sich nun in 
eingehenden Beratungen mit der Frage befaßt, in welcher Form diese 
Abgeordneten von Schadensersatzansprüchen freigestellt werden 
können und welche Möglichkeit als die zweckmäßigste erscheint. Die 
Freistellung von der Haftpflicht kann erfolgen durch Abschluß einer 
Haftpflichtversicherung oder durch Garantieversprechen seitens des 
verfassungsmäßig dazu berufenen oder gesetzlich ermächtigten Exe- 
kutivorgans oder durch ein Gesetz des Deutschen Bundestags. 

1 . Die an sich gegebene Möglichkeit, das Risiko der Haftung für 
die betrauten Abgeordneten durch Abschluß des Haftpflichtver- 
sicherungsvertrags auszuschließen, wurde als unzweckmäßig an- 
gesehen. Nach der Praxis der Versicherungsaufsichtsbehörden 
dürfen die Versicherungsgesellschaften in der Regel bei Versiche- 
rung der Berufshaftpflicht höchstens 80 % des Schadens ersetzen, 
um einer Abschwächung des Verantwortungsgefühls vorzubeugen. 
Den Rest muß der Versicherte selbst tragen. Die Freistellung der 
Abgeordneten von ihrem Risiko durch den Abschluß einer Haft- 
pflichtversicherung würde also unvollständig sein, denn für Vr> 
des Risikos würde es unabhängig davon doch noch der Freistel- 
lung auf einem der beiden anderen Wege bedürfen. 

Hinzu kommt, daß gegen die Übernahme der Prämien für eine 
Haftpflichtversicherung haushaltrechtliche Bedenken sprechen. 
Der Rechnungshof des Deutschen Reiches war auf Grund der 
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Prüfung der Ausgabenwirtschaft der Behörden zu dem Ergebnis 
gelangt, daß die laufenden Prämien von Haftpflichtversicherun- 
gen den Staatshaushalt in höherem Maße belasten, als dies bei 
Übernahme der tatsächlich entstandenen Schäden der Fall sein 
würde. Auf Grund dieser Feststellung des Rechnungshofes hatte 
das Reichsfinanzministerium die Reichsbehörden ersucht, vom 
Abschluß von Haftpflichtversicherungen für Interessen des Rei- 
ches abzusehen. Auch die Verwaltung für Finanzen des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes hatte sich dieser Übung der obersten 
Reichsbehörden angeschlossen. 

Aus diesen Gründen erscheint der Abschluß einer Haftpflicht- 
versicherung nicht empfehlenswert. 


2 . 


3 . 


Die Übernahme der Ersatzpflicht des Abgeordneten könnte auch 
durch die Zusicherung der Freistellung von der Haftpflicht in 
Form eines Garantievertrags erfolgen. Zum Abschluß eines 
solchen Vertrages wäre jedoch nicht das den Abgeordneten beauf- 
tragende Parlament zuständig, da eine Verpflichtung des Ho- 
heitsgebiets zivilrechtlich nur durch den verfassungsmäßig dazu 
Vertreter, d. h. nach dem Grundsatz der Gewalten- 


teilung durch die Exekutive rechtswirksam begründet werden 
kann. Nach Artikel 115 des Grundgesetzes für die Bundesrepu- 
blik Deutschland dürfen aber Sicherheitsleistungen zu Lasten des 
Bundes, deren Wirkung über ein Rechnungsjahr hinausgeht, nur 
auf Grund eines Bundesgesetzes erfolgen. Unter „Sicherheits- 
leistung“ im Sinne dieser Bestimmung dürften Biirgschafts- und 
Gewährsverträge aller Art zu verstehen sein (siehe auch §§ 86, 
45c Absatz 1 der RHO). Das bedeutet nun nicht, daß jede 
Sicherheitsleistung im Einzelfall eines besonderen Gesetzes be- 
dürfte. Vielmehr kann die Übernahme der Schadloshaltung eines 
einzelnen Staatsbürgers durch die Exekutive erklärt werden, 
wenn und insoweit sie zur Übernahme von „Sicherheitsleistun- 
gen“ durch Gesetz ermächtigt ist. An sich kann eine solche Er- 
mächtigung im Haushaltsgesetz enthalten sein. Das empfiehlt sich 
aber nicht, wenn die Gewährübernahme nicht nur für ein ein- 
zelnes Haushaltsjahr, sondern darüber hinaus Geltung haben soll. 
Es ergibt sich also, daß zur Übernahme einer Garantie dafür, daß 
einem Abgeordneten aus der mit seiner Tätigkeit in einem Auf- 
sichtsrat verbundenen Haftpflicht kein Schaden entsteht, der Er- 
laß eines die Exekutive zum Abschluß solcher Garantievertragc 
ermächtigenden Gesetzes erforderlich ist. Durch einfachen Be- 
schluß kann die gesetzgebende Körperschaft dem Abgeordneten 
gegenüber die Haftung im Namen der Bundesrepublik Deutsch- 
land nicht übernehmen. Die Abgabe einer solchen Erklärung wäre 
zivilrechtlich unwirksam. 


Wenn aber schon der Erlaß eines Gesetzes für das Bundesparla- 
ment notwendig ist, dann erscheint es zweckmäßiger, nicht erst 
ein Ermächtigungsgesetz durch die Exekutive zu erlassen, sondern 
die Freistellung von der Haftpflicht unmittelbar durch ein Gesetz 
zu statuieren. 


Diesem Ziele dient der vorliegende Gesetzentwurf, der sich damit 
für die dritte der aufgezeigten Möglichkeiten entscheidet. Es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß das Parlament unmittelbar 
durch Gesetz die Schadloshaltung seiner in den Aufsichtsrat 
entsandten oder mit ähnlichen Aufgaben betrauten Mitglieder 
rechtlich begründen kann. Der Rechtsausschuß hat bei seinen Be- 
ratungen die Auffassung vertreten, daß eine solche Regelung als 
der einfachere und damit zweckmäßigere Weg vorzuziehen sei. 
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